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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 5 R 196/13 B 
 
L 5 R 1966/12 (LSG Baden-Württemberg) 
S 4 R 3707/11 (SG Mannheim) 
 
 
 
…………………………………, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 22. Juli 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter Dr. B e r c h t o l d ,  die Richterin Dr. G ü n n i k e r  

und den Richter Dr. K o l o c z e k  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 17. April 2013 wird als un-

zulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 17.4.2013 hat das LSG Baden-Württemberg einen Anspruch der Klägerin auf Ge-

währung von großer Witwenrente verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Sie beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache iS von § 160 Abs 2 

Nr 1 SGG, Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG und einen Verfahrensfehler iS von § 160 

Abs 2 Nr 3 SGG. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begrün-

det ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müs-

sen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Dar-

über hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG ausge-

hend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit 

einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der gel-

tend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG 

und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisan-

trag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Die Klägerin rügt eine Verletzung des § 103 SGG. 

 

Hierzu trägt sie vor, sie habe noch in der mündlichen Verhandlung vom 17.4.2013 Beweis durch 

Zeugeneinvernahme für die behauptete Tatsache angeboten, "dass die Angst vor gesellschaftli-

cher Diskriminierung eine Legalisierung der gleichgeschlechtlichen Partnerschaft bei bestehen-
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dem Wunsch hierzu der entscheidende Hinderungsgrund seit Bestehen der rechtlichen Zuläs-

sigkeit ab 01.08.2001 gewesen sei". 

 

Mit diesem Vorbringen ist ein Verstoß gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht nicht 

schlüssig dargetan. 

 

Die Klägerin hat bereits nicht aufgezeigt, im Berufungsverfahren einen prozessordnungsgemä-

ßen Beweisantrag gestellt zu haben. Gemäß § 118 Abs 1 SGG iVm § 373 ZPO wird der Zeu-

genbeweis durch die Benennung der Zeugen und die Bezeichnung der Tatsachen, über welche 

die Vernehmung der Zeugen stattfinden soll, angetreten. Dabei sind die Personen, die als Zeu-

gen vernommen werden sollen, mit ladungsfähiger Anschrift zu bezeichnen (vgl nur Reichold in 

Thomas/Putzo, ZPO, 33. Aufl 2012, § 373 RdNr 1). Die Beschwerdebegründung benennt indes 

noch nicht einmal den Namen der zu vernehmenden Person. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2009, § 160a RdNr 41). Die-

sen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Die Klägerin misst der Frage grundsätzliche Bedeutung bei, 

 "ob allein die Kenntnis einer Diagnose, die eine lebensbedrohliche Erkrankung poten-
ziell indizieren kann, ohne sachverständige Beurteilung der Prognose sowie deren Of-
fenkundigkeit für die Beteiligten, den Grad des Zweifels am Vorliegen besonderer Um-
stände erhöhen kann". 

 

Mit dieser Formulierung wird die Beschwerdebegründung schon dem ersten Erfordernis nicht 

gerecht. Denn die Klägerin hat keine abstrakt-generelle Rechtsfrage zum Inhalt oder Anwen-

dungsbereich einer revisiblen Norm (vgl § 162 SGG) gestellt (vgl Senatsbeschluss vom 

6.4.2010 - B 5 R 8/10 B - BeckRS 2010, 68786 RdNr 10; BSG Beschluss vom 5.11.2008 

- B 6 KA 24/07 B - BeckRS 2009, 50073 RdNr 7). Die Formulierung einer abstrakten, aus sich 

heraus verständlichen Rechtsfrage ist jedoch unverzichtbar, damit das Beschwerdegericht an ihr 

die weiteren Voraussetzungen der Grundsatzrüge prüfen kann (Becker SGb 2007, 261, 265; 
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Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, Kap IX 

RdNr 181). Es gehört nicht zu den Aufgaben des BSG, den Vortrag darauf hin zu analysieren, 

ob sich ihm eventuell eine entsprechende Rechtsfrage entnehmen ließe (vgl BSG SozR 3-1500 

§ 160a Nr 26 S 48). 

 

Abgesehen davon zielt die aufgeworfene Frage letztlich auf eine unterlassene Sachaufklärung 

und die Beweiswürdigung des LSG ab, deren Richtigkeit die Klägerin bezweifelt. Gemäß § 160 

Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann eine Nichtzulassungsbeschwerde jedoch nicht auf eine Verlet-

zung des §  128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, 

wenn der Beschwerdeführer einen Beweisantrag gestellt hat, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist. Diese gesetzlichen Vorgaben können nicht dadurch umgangen 

werden, dass Angriffe auf eine unterbliebene, nicht beantragte Sachaufklärung und die Beweis-

würdigung des Berufungsgerichts in eine Frage von angeblich grundsätzlicher Bedeutung ge-

kleidet werden. 

 

Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG liegt vor, wenn die tragenden abstrakten Rechtssätze, 

die zwei Entscheidungen zu Grunde gelegt worden sind, nicht übereinstimmen. Sie kommt nur 

dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von ei-

nem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufgestellt 

hat. Eine Abweichung liegt folglich nicht schon dann vor, wenn die Entscheidung des LSG nicht 

den Kriterien entspricht, die das BSG aufgestellt hat, sondern erst, wenn das LSG diesen Krite-

rien widersprochen, also eigene rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Nicht die Unrichtigkeit der 

Entscheidung im Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen begründet 

die Zulassung der Revision wegen Abweichung. Darüber hinaus verlangt der Zulassungsgrund 

der Divergenz, dass das angefochtene Urteil auf der Abweichung beruht. Bezogen auf die Darle-

gungspflicht bedeutet das vorstehend Gesagte, dass die Beschwerdebegründung erkennen las-

sen muss, welcher abstrakte Rechtssatz in der höchstrichterlichen Entscheidung enthalten ist 

und welcher im Urteil des LSG enthaltene Rechtssatz dazu im Widerspruch steht; ferner muss 

aufgezeigt werden, dass auch das Revisionsgericht die oberstgerichtliche Rechtsprechung in ei-

nem künftigen Revisionsverfahren seiner Entscheidung zu Grunde zu legen haben wird (zum 

Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN). Diesen Darlegungserfordernissen wird 

die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Die Klägerin hat bereits keinen tragenden abstrakten Rechtssatz des LSG herausgestellt, mit 

dem dieses der Rechtsprechung des BSG widersprochen habe. Sie macht geltend, das Beru-

fungsgericht stütze seine ablehnende Entscheidung darauf, dass der Sachvortrag der Klägerin 

erhebliche Zweifel am Vorliegen besonderer Umstände aufwerfe. Diese Rechtsauffassung sei 

mit dem das Urteil des BSG vom 19.10.2011 - B 13 R 33/11 R - tragenden Rechtssatz unver-

einbar, "dass nach Ausschöpfung aller Erkenntnisquellen festgestellt werden kann, dass von 

finanziellen Erwägungen unabhängige bzw. gleichwertige emotionale Beweggründe für die Hei-
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rat bestanden. Diese sind ausreichend gegeben, wenn die Heirat von dem Wunsch nach Bei-

stand und Unterstützung in der schweren Lebensphase des Versicherten aus langjähriger inne-

rer Verbundenheit getragen ist." Mit diesem Vorbringen ist eine Divergenz iS von § 160 Abs 2 

Nr 2 SGG nicht dargetan. 

 

Missversteht das Berufungsgericht einen höchstrichterlichen Rechtssatz und wendet deshalb 

das Recht fehlerhaft an, kann daraus nicht geschlossen werden, es habe einen divergierenden 

Rechtssatz aufgestellt. Die Bezeichnung einer Abweichung iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG setzt 

vielmehr die Darlegung voraus, dass das LSG die höchstrichterliche Rechtsprechung im ange-

fochtenen Urteil in Frage stellt. Dies ist nicht der Fall, wenn es eine höchstrichterliche Entschei-

dung in ihrer Tragweite für den entschiedenen Fall lediglich verkannt haben sollte (vgl BSG 

SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 73 mwN). Allenfalls hiervon kann nach der Beschwerdebegrün-

dung ausgegangen werden. Denn das LSG hat sich in der angefochtenen Entscheidung aus-

drücklich auf die Rechtsprechung des BSG und insbesondere auch auf das Urteil vom 

19.10.2011 - B 13 R 33/11 R - berufen. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil diese nicht geeignet wäre, zur Klärung 

der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 und 4 

SGG. 
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